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4 6 9 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 120 Scharasteiner Straße im Bereich der
Gemeinde Scharnstein

4 7 0 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Neufestsetzung der Auslandspostgebühren
4 7 1 . Kundmachung: Aufhebung des § 14 Abs. 1 des Pensionsgesetzes 1965 durch den Verfassungsge-

richtshof

469. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 20. November 1984
betreffend die Bestimmung des Straßenverlau-
fes der B 120 Scharnsteiner Straße im Bereich

der Gemeinde Scharnstein

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 120
Scharnsteiner Straße wird im Bereich der
Gemeinde Scharnstein wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 15,29 (alt) vor der neuen „Traunbachbrücke",
führt in der Folge in gestreckterer Linienführung
und bindet bei km 16,31 (alt) wieder in den Bestand
ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustel-
lenden Straßentrasse aus den beim Bundesministe-
rium für Bauten und Technik, beim Amt der Ober-
österreichischen Landesregierung sowie bei der
Gemeinde Scharnstein aufliegenden Planunterla-
gen im Maßstab 1 : 1000 zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Sekanina

4 7 0 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 21. November 1984, mit der die
Verordnung über die Neufestsetzung der Aus-

landspostgebühren geändert wird

Auf Grund des Weltpostvertrages und der sonsti-
gen Abkommen des Weltpostvereins von Rio de
Janeiro 1979, BGBl. Nr. 504/1981, wird gemäß der
vom Hauptausschuß des Nationalrates nach § 4 des
Gesetzes vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180,

erteilten Ermächtigung vom 16. Feber 1950 verord-
net:

Artikel I

Die Verordnung über die Neufestsetzung der
Auslandspostgebühren mit Wirksamkeit vom
1. März 1982, BGBl. Nr. 87, in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 596/1982 und 304/1984
wird wie folgt geändert:

1. Im Artikel I Z 2 „Sonstige Briefpostgebühren"
sind die Angaben der Gebührenbeträge

zur „Einschreibgebühr je Sendung",
zur „Gebühr für einen Rückschein" und
zur „Eilgebühr je Briefsendung"

jeweils von „10,—" auf „15,—" zu ändern.

2. Artikel III Z 1 hat zu lauten:

„ B e f ö r d e r u n g s g e b ü h r e n :

Die Beförderungsgebühren (Gewichtsgebühren)
setzen sich aus den Anfangs- und Endgebührenan-
teilen der Aufgabe- und Bestimmungsländer und
den Durchgangsgebühren der Durchgangsländer
zusammen.

Österreichische Anfangs- und Endgebühren je
Sendung:

Die im Verkehr mit den einzelnen Ländern gel-
tenden Paketbeförderungsgebühren werden im
Post- und Telegraphenverordnungsblatt kundge-
macht."

2 284



2342 196. Stück — Ausgegeben am 30. November 1984 — Nr. 471

3. Im Artikel III Z 2 „Sonstige Paketpostgebüh-
ren" ist die Angabe des Gebührenbetrages

zur „Abfertigungsgebühr für ein Wertpaket"

von „10,—" auf „15,—" zu ändern.

4. Im Artikel IV Z 2 „Sonstige Gebühren" ist die
Angabe des Gebührenbetrages

zur „Eilgebühr"

von „10,—" auf „15,—" zu ändern.

5. Im Artikel VIII Abs. 3 haben die beiden letz-
ten Sätze zu lauten:

„Bei eingeschriebener Aufgabe ist eine Gesamtein-
schreibgebühr von S 75,— je Beutel zu entrichten.
Die Eilgebühr beträgt S 75,—, die Zollstellungsge-
bühr S 50,— für jeden Beutel."

Artikel II
Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1985 in

Kraft.
Lacina

4 7 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
23. November 1984 über die Aufhebung des
§ 14 Abs. 1 des Pensionsgesetzes 1965 durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 4. Oktober 1984, G 103—105/84-6, der
Bundesregierung zugestellt am 12. November 1984,
§14 Abs. 1 des Pensionsgesetzes 1965, BGBl.
Nr. 340, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 28. Feber
1985 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Sinowatz


